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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 7. Februar 1963 

6 — 68040 — 5174/63 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Niederlassungsrecht in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft (EWG) 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und der Europäischen Atomgemeinschaft vom 
27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag der Kom- 
mission für 

eine Richtlinie des Rates über die Einzelheiten der Über- 
gangsmaßnahmen auf dem Gebiet der selbständigen Be- 
rufstätigkeiten des Großhandels sowie der Hilfspersonen 
des Handels und der Industrie (Vermittlerberufe) (Arti- 
kel 54 und 63). 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 11. Januar 1963 dem Herrn Präsi- 
denten des Rates der EWG übermittelt worden. 

Der Rat der EWG wird in Kürze über die Anhörung des Euro- 
päischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialaus- 
schusses zu diesem Vorschlag beschließen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck; Bonner Unlversitäts-Budidnickerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Entwurf einer Richtlinie des Rats 
betreffend die Einzelheiten der Ubergangsmaßnahmen im 
Bereich der Berufstätigkeiten des Großhandels und der Hilfs- 
berufe des Handels und der Industrie {Vermittlerberufe) 
(Artikel 54 und 63) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag, insbesondere Artikel 54 
Absatz 2 und 63 Absatz 2, 

gestützt auf das Allgemeine Programm für die 
Aufhebung der Beschränkungen der Niederlassungs- 
freiheit, insbesondere dessen Abschnitt V Absatz 2 
und 3, 

gestützt auf das Allgemeine Programm für die 
Aufhebung der Beschränkungen des freien Dienst- 
leistungsverkehrs, insbesondere dessen Abschnitt VI 
Absatz 2 und 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments 
und in Erwägung nachstehender Gründe; 

Die Allgemeinen Programme sehen nicht nur die 
Aufhebung der Beschränkungen vor, sondern auch 
die Notwendigkeit der Prüfung, ob vor, gleichzeitig 
mit oder nach der Aufhebung der Beschränkungen 
eine gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prü- 
fungszeugnisse oder sonstigen Befähigungsnach- 
weise sowie eine Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften über die Aufnahme und 
Ausübung dieser Tätigkeiten erforderlich ist. Ge- 
gebenenfalls sollen bis zur Anerkennung oder Ko- 
ordinierung Übergangsmaßnahmen getroffen wer- 
den. 

Im Bereich der Berufstätigkeiten des Großhandels 
und der Vermittlerberufe des Handels und der Indu- 
strie sind nicht in allen Mitgliedstaaten Bedingungen 
für den Zugang zu den Berufen und ihrer Ausübung 
aufgestellt worden; wo derartige Bedingungen be- 
stehen, basieren sie auf nur beschränkten Anforde- 
rungen wie dem Besitz eines beruflichen Befähi- 
gungsnachweises oder eines gleichwertigen Diploms, 
die auf Grund gesetzlicher Bestimmungen verliehen 
werden. 

Da es in einigen Staaten beschränkte, in anderen 
Staaten überhaupt keine gesetzlichen Bestimmun- 
gen gibt, hat es sich weder als nötig noch als 
möglich erwiesen, die vorgesehene Koordinierung 
gleichzeitig mit der Aufhebung der Beschränkungen 
vorzunehmen; diese Koordinierung muß später er- 
folgen; das gilt auch für die gegenseitige Anerken- 
nung von Nachweisen, die in einigen Mitgliedstaaten 


Voraussetzung für den Zugang zu den genannten 
Berufstätigkeiten sind, da bis zu einer Koordinie- 
rung der allgemeinen Zugangsbedingungen diese 
Nachweise nicht vergleichbaren Anforderungen ent- 
sprechen werden. 

Mangels einer unmittelbaren Koordinierung scheint 
es dennoch erwünscht, die Verwirklichung des Nie- 
derlassungsrechts und des freien Dienstleistungs- 
verkehrs in den genannten Berufstätigkeiten durch 
den Erlaß von Ubergangsmaßnahmen zu erleichtern, 
für die eine Ermächtigung in den Allgemeinen Pro- 
grammen gegeben ist; damit soll insbesondere das 
Fehlen von Regelungen in einigen Mitgliedstaaten 
berücksichtigt und vermieden werden, daß die An- 
gehörigen jener Staaten ungewöhnlich behindert 
werden, in denen der Zugang zu diesen Berufen von 
keinen Bedingungen abhängt; schließlich soll da- 
durch auch eine einseitige Herstellung der Nieder- 
lassungs- und Dienstleistungsfreiheit gegenüber 
jenen Staaten vermieden werden, in denen keine 
gesetzliche Regelung besteht, da sich dies zugunsten 
von Personen auswirken würde, die nicht imstande 
waren, die in ihrem Herkunftsland bestehenden 
Zugangs- und Ausübungsbedingungen zu erfüllen. 

Zur Vermeidung dieser Folgen müssen die Uber- 
gangsmaßnahmen folgendes bestimmen; 

— die Aufnahmestaaten, in denen eine Zugangs- 
regelung für die genannten Berufstätigkeiten be- 
steht, erkennen die tatsächliche Ausübung des 
Berufs im Herkunftsland während einer ange- 
messenen und nicht zu weit zurückliegenden Zeit- 
spanne als ausreichende Bedingung an; dadurch 
soll gewährleistet werden, daß der Begünstigte 
ebenso große berufliche Kenntnisse hat, wie sie 
von den eigenen Staatsangehörigen verlangt 
werden; 

— der Staat, der den Zugang zu den genannten Be- 
rufstätigkeiten nicht regelt, wird gegebenenfalls 
ermächtigt, von den Angehörigen der anderen 
Mitgliedstaaten einen Nachweis darüber zu ver- 
langen, daß sie zur Ausübung der Berufstätig- 
keit im Herkunftsland befähigt sind. 

Unter dem letzteren Aspekt können die Uber- 
gangsmaßnahmen jedoch nur mit großer Vorsicht 
getroffen werden, da sie teilweise der Aufhebung 
der Beschränkungen entgegenstehen und deshalb — 
sollten sie allgemein festgelegt werden — den 
freien Verkehr behindern könnten; sie sollten daher 
nach Zeit- und Anwendungsbereich beschränkt wer- 
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den; um die Beachtung der Interessen der Gemein- 
schaft und der Mitgliedstaaten zu gewährleisten, 
sollte die Kommission damit betraut werden, die 
Anwendung der Schutzmaßnahmen zu genehmigen, 
so wie dies vom Vertrag allgemein für die Hand- 
habung dieser Maßnahmen vorgesehen ist. 

Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen 
verlieren ihre Daseinsberechtigung, wenn die Ko- 
ordinierung der Bedingungen für den Zugang und 
die Ausübung sowie die gegenseitige Anerkennung 
von Diplomen, Prüfungszeugnissen und sonstigen 
Befähigungsnachweisen verwirklicht sind; sie müs- 
sen in jedem Falle bei Ablauf der Übergangsperiode 
aufgehoben werden, da sie nach diesem Zeitpunkt 
nicht an die Stelle der Verpflichtung zum Erlaß der 
im Vertrag ausdrücklich vorgesehenen Maßnahmen 
treten können, wie die Koordinierung der einzel- 
staatlichen Regelungen und die gegenseitige An- 
erkennung der Nachweise, die in jedem Lande Vor- 
aussetzung für den Zugang und die Ausübung sind, 
soweit sich dies für die Erleichterung des Zugangs 
und der Ausübung als notwendig erweist. 

Es steht außer Frage, daß die in dieser Richtlinie 
vorgesehenen Maßnahmen die vollständige Auf- 
hebung aller Beschränkungen durch die Richtlinien 
des Rates vom .... und vom .... in denjenigen 
Mitgliedstaaten nicht beeinträchtigen, in denen Zu- 
gangs- und Ausübungsbedingungen für Inländer be- 
stehen, und zwar zugunsten derjenigen Angehörigen 
der anderen Mitgliedstaaten, die die genannten Be- 
dingungen erfüllen. 

IL 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN; 


Artikel 1 

1. Die Mitgliedstaaten treffen unter den angegebe- 
nen Bedingungen die nachstehend genannten Über- 
gangsmaßnahmen bezüglich der Niederlassung der 
im Abschnitt I der allgemeinen Programme genann- 
ten natürlichen Personen und Gesellschaften auf 
ihrem Staatsgebiet und bezüglich der Dienstleistun- 
gen dieser Personen und Gesellschaften im Bereich 
der selbständigen Berufstätigkeiten des Großhandels 
und der Vermittlerberufe des Handels und der In- 
dustrie. 

2. Die betroffenen Berufstätigkeiten entsprechen 
denen, die in den Richtlinien des Rates vom . . . . 
und vom . . . über die Aufhebung der diskriminie- 
renden Beschränkungen aufgeführt sind. 

3. Die Vorschriften dieser Richtlinie finden keine 
Anwendung auf den Handel mit Giftstoffen, giftigen 
Pflanzenschutzmitteln und Krankheitserregern. 

Artikel 2 

1. Ist in einem Mitgliedstaat der Zugang zu einer 
in Artikel 1 Absatz 2 genannten Tätigkeit oder ihre 
Ausübung vom Besitz allgemeiner, kaufmännischer 
oder fachlicher Kenntnisse abhängig, so erkennt 
dieser Mitgliedstaat als ausreichenden Nachweis 
dieser Kenntnisse die tatsächliche Ausübung der be- 


treffenden Tätigkeit in einem anderen Mitgliedstaat 
in folgenden Fällen an: 

a) die dreijährige Ausübung als Selbständiger oder 
in leitender Tätigkeit, sofern die Ausübung nicht 
länger als zwei Jahre vor der in Absatz 3 vor- 
gesehenen Antragstellung zurückliegt; 

b) die zweijährige Ausübung als Selbständiger, so- 
fern die Ausübung unmittelbar vor der Antrag- 
stellung liegt. 

2. Als Betriebsleiter im Sinne des Absatzes 1 a) ist 
anzusehen, wer in einem gewerblichen oder kauf- 
männischen Unternehmen des entsprechenden Be- 
ruf szweiges tätig war als: 

a) Leiter des Unternehmens oder einer Zweig- 
niederlassung; 

b) Stellvertreter des Betriebsleiters, wenn mit die- 
ser Stellung eine wirtschaftliche und kaufmän- 
nische Verantwortung verbunden ist, die der des 
Vertretenen entspricht. 

3. Der Mitgliedstaat erteilt die Erlaubnis zur Be- 
rufsausübung auf Antrag des Bewerbers; diesem 
Antrag ist eine Bescheinigung darüber beizufügen, 
daß der Beruf im Herkunftslande den Bedingungen 
des Absatzes 1 entsprechend ausgeübt worden ist. 
Die Bescheinigung wird von der zu diesem Zwecke 
vom Herkunftslande benannten Stelle ausgestellt. 

Artikel 3 

1. Ist in einem Mitgliedstaat der Zugang zu einer 
in Artikel 1 Absatz 2 genannten Tätigkeit oder ihre 
Ausübung nicht vom Besitz allgemeiner, kaufmän- 
nischer oder beruflicher Kenntnisse abhängig und 
muß dieser Mitgliedstaat in Ausführung der Richt- 
linien des Rates vom .... die bestehenden dis- 
kriminatorischen Beschränkungen beseitigen, so 
kann er auf Antrag von der Kommission ermächtigt 
werden, für eine beschränkte Zeit und für eine oder 
mehrere bestimmte Tätigkeiten von den Angehöri- 
gen anderer Mitgliedstaaten, die diese Tätigkeiten 
auf seinem Hoheitsgebiet ausüben wollen, den 
Nachweis darüber zu verlangen, daß sie für die 
Ausführung dieser Tätigkeiten im Herkunftsland be- 
fähigt sind. Die Kommission legt die Bedingungen 
und die Anwendungsmodalitäten dieser Ermächti- 
gung fest, insbesondere die Dauer ihrer Gültigkeit. 

Von dieser Ermächtigung kann nicht gegenüber 
Personen Gebrauch gemacht werden, in deren Her- 
kunftsland für den Zugang zu den genannten Tätig- 
keiten kein Nachweis bestimmter Kenntnisse erfor- 
derlich ist. 

2. Im Falle der Anwendung von Absatz 1 erteilt 
der Mitgliedstaat die Erlaubnis zur Berufsausübung 
auf einfache Vorlage einer Bescheinigung, in der die 
vom Herkunftsland dazu benannte Stelle das Recht 
zur Ausübung der betreffenden Tätigkeit in diesem 
Lande bestätigt. 

Artikel 4 

Die in Artikel 2 vorgesehenen Maßnahmen blei- 
ben während der Übergangszeit bis zum Erlaß von 
Vorschriften über die Koordinierung der einzelstaat- 
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liehen Bestimmungen für den Zugang zu Berufen 
und ihre Ausübung sowie über die gegenseitige An- 
erkennung von Befähigungsnachweisen in Kraft. 

Die Ermächtigung zu den in Artikel 3 vorgesehe- 
nen Maßnahmen kann nicht über den im vorigen 
Absatz genannten Zeitraum hinaus erteilt werden. 

Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten unterrichten sich gegenseitig 
über die Stellen, die zur Ausstellung der in Artikel 2 
Absatz 3 und Artikel 3 Absatz 2 vorgesehenen Be- 
S(±ieinigungen befugt sind, und übermitteln der 
Kommission die Liste dieser Stellen. 

Artikel 6 

Die Mitgliedstaaten erlassen innerhalb von sechs 
Monaten nach der Notifizierung dieser Richtlinie 


die zur Anwendung erforderlichen Maßnahmen und 
setzen die Kommission unmittelbar davon in Kennt- 
nis. 

Artikel 7 

Will ein Mitgliedstaat nach Bekanntmachung die- 
ser Richtlinie Rechts- oder Verwaltungs Vorschriften 
über den Zugang zu den genannten Tätigkeiten ein- 
führen oder wesentlich ändern, so sieht er Durch- 
führungsmaßnahmen zu dieser Richtlinie zugunsten 
der Angehörigen der anderen Mitgliedstaaten vor. 

Ferner teilt er den Entwurf rechtzeitig der Kom- 
mission mit, damit diese dazu Stellung nehmen 
kann. 

Artikel 8 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Brüssel, den 


Für den Rat 
Der Präsident 


Anm. : Gemäß Artikel 191 des Vertrages treten die 
Riditlinien mit ihrer Bekanntgabe an die Mitgliedstaaten 
in Kraft. 
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